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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 20. Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die
Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Zuerkennung eines Grades der Behinderung (GdB) von 80 und die
Anerkennung der medizinischen Voraussetzungen des Merkzeichens "G" â��
erhebliche Gehbehinderung.

Dem 1948 geborenen KlÃ¤ger war durch Bescheid des Beklagten vom 14. Januar
1998 die Schwerbehinderteneigenschaft wegen folgender Behinderungen zuerkannt
worden, deren Einzel-GdB sich aus den KlammerzusÃ¤tzen ergeben:

a) Asthma bronchiale, eingeschrÃ¤nkte Lungenfunktion (40) b) Diabetes mellitus
(20) c) wiederkehrende Reizerscheinungen an WirbelsÃ¤ule und Gelenken bei
WirbelsÃ¤ulen- und GelenkverschleiÃ� (20) d) latenter Bluthochdruck (10) â�¦

Mit seinem Neufeststellungsantrag vom 7. Juni 1999 machte der KlÃ¤ger geltend,
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dass sich sein Gesundheitszustand nach BandscheibenvorfÃ¤llen verschlechtert
habe, es bestehe zudem eine Taubheit in beiden FÃ¼Ã�en und ein stÃ¤ndiger
Harndrang. Der Beklagte nahm verschiedene Ã¤rztliche Befunde, u. a. ein im
Auftrag der Landesversicherungsanstalt (LVA) B gefertigtes Gutachten der
Internistin W-H vom 16. Februar 1999 zur Akte. Auf der Grundlage der gutachtlichen
Stellungnahme des Dr. S vom 4. August 1999 erkannte er mit Bescheid vom 13.
September 1999 bei im Wesentlichen gleich gebliebener Behinderungsbezeichnung
einen Gesamt-GdB von 60 an, weil der Diabetes nunmehr insulingefÃ¼hrt sei und
zu NervenstÃ¶rungen gefÃ¼hrt habe, so dass er mit einem GdB von 40 zu
bewertend sei.

Auf den Widerspruch des KlÃ¤gers, zu dessen Untermauerung er Atteste der
Pulmologen Dres. S/ vom 21. Juli 1999, der Neurologin und Psychiaterin S vom 27.
Juli 1999, des OrthopÃ¤den Dr. D vom 29. Juli 1999, des Urologen Dr. W vom 17.
August 1999 und des Internisten Pof. Dr. M vom 7. September 1999 einreichte,
holte der Beklagte einen Befundbericht der Neurologin und Psychiaterin S vom 28.
Februar 2000 ein und wies den Widerspruch auf der Grundlage der gutachtlichen
Stellungnahme des Neurologen und Psychiaters B vom 2. April 2000 mit
Widerspruchsbescheid vom 8. Mai 2000 zurÃ¼ck, die Voraussetzungen des
Merkzeichens "G" lÃ¤gen nicht vor.

Mit seiner hiergegen beim Sozialgericht erhobenen Klage reichte der KlÃ¤ger
Atteste des Internisten Prof. Dr. M vom 21. Februar 2000, der Pulmologen Dres. S/S
vom 25. Oktober 2000, des Urologen Dr. W vom 15. November 2000 und des
OrthopÃ¤den Dr. D vom 29. November 2000 ein. Der Beklagte holte
Stellungnahmen des Internisten Dr. D vom 22. Januar 2001, des Chirurgen und
Urologen Dr. B vom 29. Januar 2001 und der Neurologin und Psychiaterin Dr. D vom
5. MÃ¤rz 2001 ein, die empfahl, als weitere Behinderung ab Antragstellung
"psychoreaktive StÃ¶rung mit vegetativen Begleiterscheinungen" mit einem GdB
von 20 anzuerkennen. Das Sozialgericht bestimmte den Allgemeinmediziner B zum
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen, der in seinem Gutachten vom 5. Juli 2001 zu dem
Ergebnis gelangte, dass die bei dem KlÃ¤ger bestehenden Behinderungen

insulinpflichtige Zuckerkrankheit mit FolgeschÃ¤den Asthma bronchiale mit
eingeschrÃ¤nkter Lungenfunktion VerschleiÃ�erscheinungen der
LendenwirbelsÃ¤ule Seelische StÃ¶rung VergrÃ¶Ã�erung der VorsteherdrÃ¼se

mit einem Gesamt-GdB von 60 angemessen bewertet seien, weil die Leiden
weitgehend beziehungslos nebeneinanderstÃ¼nden und sich gegenseitig nicht
verstÃ¤rkten. Das Gangbild sei zielgerichtet und raumgreifend, Zeichen einer
KoordinationsstÃ¶rung oder Gangataxie ergÃ¤ben sich nicht. Es bestehe derzeit
kein behandlungsbedÃ¼rftiger Bluthochdruck.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 20. Januar 2002
abgewiesen. Die Behinderungen des KlÃ¤gers seien angemessen und ausreichend
bewertet. Bei dem Asthma bronchiale handele es sich nur um eine mit einem GdB
von 30 zu bewertende leichte FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, die nicht geeignet sei,
den GdB fÃ¼r den Diabetes mellitus auf Ã¼ber 60 zu erhÃ¶hen. Die Gesamt-GdB-
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Bildung unterliege keinen rechtlichen Bedenken.

Gegen den ihm am 27. Februar 2002 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich die
am 15. MÃ¤rz 2002 eingegangene Berufung, mit der der KlÃ¤ger auch das
Merkzeichen "G" geltend macht.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 20. Januar 2002 und den
Bescheid vom 13. September 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
8. Mai 2000 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihm einen Grad der
Behinderung von 80 zuzuerkennen und das Vorliegen der medizinischen
Voraussetzungen einer erheblichen Gehbehinderung â�� Merkzeichen "G"
-festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur weiteren SachaufklÃ¤rung Befundberichte der Dres. S u. a. vom
11. Juli 2002, des Neurologen und Psychiaters Dr. F vom 12. Juli 2002 sowie seine
ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 3. MÃ¤rz 2003, des Prof. Dr. M und des
Internisten Dr. S vom 23. Juli 2002, des Dr. D vom 24. Juli 2002, des Urologen Dr.
Wegner vom 21. September 2002 und des Chirurgen Dr. M vom 1. April 2003
eingeholt. AuÃ�erdem hat er die in dem gegen die LVA Berlin wegen der
GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gefÃ¼hrten Rechtsstreit (S 22
RJ 2606/99) eingeholten Gutachten des Allgemeinmediziners Dr. B vom 7. Mai 2001,
des Internisten Prof. Dr. P vom 25. Juni 2003 und das nervenfachÃ¤rztliche
Gutachten des Prof. Dr. K vom 10. Oktober 2003 beigezogen und dem Beklagten zur
Auswertung Ã¼berlassen.

Der Beklagte hat Stellungnahmen des Internisten Dr. Dvom 4. November 2002 und
27. Februar 2004, des Neurologen und Psychiaters Dr. D vom 7. November 2002,
17. MÃ¤rz 2003 und 8. MÃ¤rz 2004 sowie des Chirurgen und Urologen Dr. Bvom 10.
November 2002 und 7. Februar 2004 eingereicht.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. AuÃ�erdem wird auf den weiteren Inhalt der Gerichtsakte und
der Verwaltungsakte des Beklagten verwiesen, die vorlagen und Gegenstand der
Beratung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Der Senat konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil sich die
Beteiligten mit dieser Vorgehensweise einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, denn er kann aus Â§Â§ 2, 69 Sozialgesetzbuch,
Neuntes Buch (SGB IX) weder einen Anspruch auf Zuerkennung eines hÃ¶heren
GdB als 60 herleiten, noch erfÃ¼llt er die gesundheitlichen Voraussetzungen einer
erheblichen Gehbehinderung nach Â§ 146 SGB IX.

Nach Â§Â§ 2 Abs. 1, 69 Abs. 1 SÃ¤tze 3, 4 SGB IX sind die Auswirkungen der lÃ¤nger
als sechs Monate anhaltenden GesundheitsstÃ¶rungen nach Zehnergraden
abgestuft entsprechend den MaÃ�stÃ¤ben des Â§ 30 Bundesversorgungsgesetz und
der vom Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung
herausgegebenen "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht" (AHP) in
der Fassung von 2004 (deren VorgÃ¤nger die AHP 1996 waren) zu bewerten, die als
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten mit normÃ¤hnlicher QualitÃ¤t gelten.
Nach den Feststellungen des in der Begutachtung von schwerbehinderten
Menschen besonders erfahrenen gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen B in dessen
schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren Gutachten vom 5. Juli 2001 und den im
Berufungsverfahren eingeholten Befundberichten der behandelnden Ã�rzte des
KlÃ¤gers sowie den beigezogenen Rentengutachten sind die bei ihm bestehenden
Behinderungen unter BerÃ¼cksichtigung der Vorgaben der AHP 2004 zutreffend
bewertet.

Im Vordergrund der GesundheitsstÃ¶rungen steht ein seit 1999 insulinpflichtiger
Diabetes mellitus Typ 2. Prof. Dr. P beschreibt in seinem Gutachten vom 25. Juni
2003 einen insulinpflichtigen und Ã¼berwiegend gut eingestellten Diabetes und
geht in Ã�bereinstimmung mit dem behandelnden Diabetologen Prof. Dr. M von
einer insgesamt guten Stoffwechseleinstellung aus. Nach Nr. 26.15, S. 99 AHP 2004
(= S. 119 AHP 96) bedingt ein durch DiÃ¤t und alleinige Insulinbehandlung gut
einstellbarer Diabetes mellitus einen GdB von 40. Da bei dem KlÃ¤ger als Folgen
des Diabetes eine Polyneuropathie und eine neurogene BlasenschÃ¤digung
bestehen, die jeweils als leichtgradig einzustufen sind, ist eine Anhebung des GdB
auf 50 fÃ¼r den Behinderungskomplex Diabetes gerechtfertigt, wie er auch vom
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen B in Ansatz gebracht wurde. Da die
Polyneuropathie nach den Ã¼bereinstimmenden Feststellungen von Prof. Dr. P und
Prof. Dr. K keine Auswirkungen auf die Kraftentfaltung der Muskeln in den
Unterschenkeln hat, sondern ausschlieÃ�lich zu EmpfindungsstÃ¶rungen und
MiÃ�empfindungen gefÃ¼hrt hat, kommt eine weitere Anhebung des GdB nicht in
Betracht. Ebenso verhÃ¤lt es sich mit der BlasenentleerungsstÃ¶rung, die mit einer
geringen Restharnmenge von lediglich 20 ml als leichtgradig zu bezeichnen ist. Der
KlÃ¤ger leidet auch weder an hÃ¤ufigen, ausgeprÃ¤gten HypoglykÃ¤mien noch an
Organkomplikationen, so dass auch unter diesem Aspekt eine GdB-ErhÃ¶hung
ausscheidet.
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Das Asthma bronchiale ist in Ã�bereinstimmung mit den behandelnden
LungenfachÃ¤rzten Dres. S/S, die Ã¼ber langjÃ¤hrige Erfahrungen mit der
Behinderungsbewertung nach den Vorgaben der AHP verfÃ¼gen, dem
Beratungsarzt des Beklagten, Dr. S, und dem gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen B
nach Nr. 26.8, S. 68 AHP 2004 (= S. 83 AHP 96) mit einem GdB von 40 groÃ�zÃ¼gig
bewertet. Dres. S/S haben in ihrem Befundbericht vom 11. Juli 2002 keine
dauerhafte Verschlechterung des bestehenden Leidens mitgeteilt und auch dem
Gutachten des Prof. Dr. P lÃ¤sst sich eine solche nicht entnehmen, so dass fÃ¼r
diese Behinderung unverÃ¤ndert ein GdB von 40 zu berÃ¼cksichtigen ist.

Die VerschleiÃ�erscheinungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke sind
nach den vom gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen B erhobenen Befunden als
geringgradig zu bezeichnen, und rechtfertigen nur unter BerÃ¼cksichtigung des
Umstandes, dass derartige Leiden Schwankungen unterliegen kÃ¶nnen, einen GdB
von 20. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige hat im Bereich der gesamten
WirbelsÃ¤ule keinerlei Verspannungen feststellen kÃ¶nnen, lediglich im Bereich des
thorakolumbalen Ã�bergangs ist ein Druck- und Klopfschmerz angegeben worden,
die Beweglichkeit der HalswirbelsÃ¤ule war frei, die der LendenwirbelsÃ¤ule bei
SeitwÃ¤rtsdrehung und â��beugung beiderseits nur endgradig eingeschrÃ¤nkt.
Nach Nr. 26.18, S. 116 AHP 2004 (= S. 139 f. AHP 96) rechtfertigt dieser Befund
allenfalls einen GdB von 10, der fÃ¼r WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit geringen
funktionellen Auswirkungen, beispielsweise Verformung, rezidivierenden oder
anhaltenden BewegungseinschrÃ¤nkungen oder InstabilitÃ¤t geringen Grades,
seltenen oder kurzdauernd auftretenden leichten WirbelsÃ¤ulensyndromen
gewÃ¤hrt wird. Im Bereich der oberen und unteren ExtremitÃ¤ten zeigten sich bei
der Begutachtung durch den SachverstÃ¤ndigen B keine
BewegungseinschrÃ¤nkungen, beide Schulter-, Ellenbogen- und Handgelenke
wurden als frei beweglich beschrieben und auch die HÃ¼ft- und Sprunggelenke
waren in ihrer Beweglichkeit nicht eingeschrÃ¤nkt. Lediglich am rechten Kniegelenk
bestand eine endgradig schmerzhafte Beugehemmung, der Bandapparat war
jedoch an beiden Kniegelenken stabil und es bestanden keine Zeichen fÃ¼r
Ergussbildung, Weichteilschwellung oder Ã�berwÃ¤rmung. Auch die von Prof. Dr. P
im April 2003 erhobenen Funktionsbefunde rechtfertigen keine hÃ¶here GdB-
Bewertung. Danach sind die BewegungsausmaÃ�e der HalswirbelsÃ¤ule im
Wesentlichen normal, die der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule mittelgradig
eingeschrÃ¤nkt. Im Bereich der oberen ExtremitÃ¤ten wurden beiderseits normale
BewegungsumfÃ¤nge festgestellt und im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten waren
HÃ¼ft- und Sprunggelenke normal beweglich, fÃ¼r die Kniegelenke wurde bei noch
normgemÃ¤Ã�en BeugeumfÃ¤ngen linksseitig ein Endphasenschmerz angegeben.
An keinem der Gelenke konnten Ergussbildung, Ã�berwÃ¤rmung oder RÃ¶tung
festgestellt werden. Die krankhaften VerÃ¤nderungen des Bewegungsapparates
wurden als leicht- bis allenfalls mittelgradig bewertet. Der behandelnde OrthopÃ¤de
Dr. D hat zwar in seinem Befundbericht vom 24. Juli 2002 eine zunehmende
Verschlechterung des Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers angegeben, er hat
jedoch keinerlei objektive Befunde mitgeteilt, die eine Zunahme von
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen belegen, die allein im Schwerbehindertenrecht
maÃ�gebend fÃ¼r die Feststellung des BehinderungsausmaÃ�es sind. Die von den
behandelnden Ã�rzten im Zusammenhang mit den festgestellten
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VerschleiÃ�erscheinungen der WirbelsÃ¤ule und Gelenke beschriebenen
SchmerzzustÃ¤nde rechtfertigen keine Anhebung des GdB fÃ¼r die Behinderung c),
weil die Ã¼blicherweise vorhandenen Schmerzen bei der GdB-Bewertung nach der
Tabelle der AHP 2004 bereits berÃ¼cksichtigt sind (Nr. 18 Abs. 8, S. 24 = S. 32 AHP
96).

Der als Behinderung d) anerkannte Bluthochdruck ist mit einem GdB von 10
maximal bewertet, weil nach den Feststellungen des gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen B, die sich mit den Angaben der behandelnden Ã�rzte sowie des
Allgemeinmediziners Dr. Bund des Internisten Prof. Dr. P decken, kein
behandlungsbedÃ¼rftiger Bluthochdruck besteht (Nr. 26.9, S. 75 AHP 2004 = S. 92
AHP 96).

Daneben hat der Beklagte auf der Grundlage einer Stellungnahme der Neurologin
und Psychiaterin Dr. D vom 5. MÃ¤rz 2001 eine psychoreaktive StÃ¶rung mit
vegetativen Begleiterscheinungen mit einem GdB von 20 anerkannt. Diese
EinschÃ¤tzung wird auch durch die ergÃ¤nzende Stellungnahme des Dr. F vom 3.
MÃ¤rz 2003 bestÃ¤tigt, in der dieser angegeben hat, der KlÃ¤ger leide an einer
leichteren neurotischen StÃ¶rung im Sinne eines sog. psychovegetativen Syndroms.
Das seelische Leiden ist somit nach Nr. 26.3, S. 48 AHP 2004 (= S. 60 AHP 96) als
leichtere psychovegetative oder psychische StÃ¶rung im oberen Bereich des bis 20
reichenden Bewertungsrahmens einzustufen, weil noch keine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit
vorliegt. Diese EinschÃ¤tzung wird auch durch das Gutachten des Prof. Dr. K
bestÃ¤tigt.

Die Gesamt-GdB-Bildung unterliegt keinen rechtlichen Bedenken. Nach Â§ 69 Abs. 3
SGB IX ist bei Vorliegen mehrerer BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander festzustellen, wobei sich nach Nr. 19, S. 24 AHP 2004 (= S. 33 f. AHP 96)
die Anwendung jeglicher Rechenmethode verbietet. Vielmehr ist zu prÃ¼fen,
inwieweit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen voneinander
unabhÃ¤ngig sind und ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens
betreffen, ob und wieweit sich die Auswirkungen der Behinderungen
Ã¼berschneiden oder gegenseitig verstÃ¤rken. Dabei ist gemÃ¤Ã� Nr. 19, S. 25
AHP 2004 zu berÃ¼cksichtigen, dass leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die lediglich
einen GdB von 10 bedingen, in der Regel nicht zu einer wesentlichen Zunahme des
AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren. Nach den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen B stehen die einzelnen Leiden
weitgehend beziehungslos nebeneinander und verstÃ¤rken sich nicht gegenseitig.
Insbesondere verstÃ¤rkt das Asthma bronchiale nicht den Diabetes mellitus,
sondern ist von diesem unabhÃ¤ngig. Dies gilt auch fÃ¼r die Schmerzsymptome
durch den WirbelsÃ¤ulen- und GelenkverschleiÃ�. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser
drei unterschiedlichen Behinderungskomplexe erscheint daher eine Anhebung des
GdB von 50 fÃ¼r den Diabetes um einen Zehnergrad auf 60 angemessen aber auch
ausreichend. Die auÃ�erdem vorliegende seelische StÃ¶rung Ã¼berlagert die
Ã¼brigen Behinderung, ohne dass sie eine weitere ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB
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begrÃ¼ndet. Der mit einem GdB von 10 maximal bewertete Bluthochdruck wirkt
sich nicht GdB-erhÃ¶hend aus.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt auch nicht die Voraussetzungen des Merkzeichens "G".
GemÃ¤Ã� Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ist ein schwerbehinderter Mensch in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt, der infolge
einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens, auch durch innere Leiden oder infolge
von AnfÃ¤llen oder StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit nicht ohne erhebliche
Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im
Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ�
zurÃ¼ckgelegt werden. Diese Voraussetzungen sind nach Nr. 30 Abs. 3, S. 138 AHP
2004 (= S. 166 AHP 96) erfÃ¼llt, wenn FunktionsstÃ¶rungen der unteren
GliedmaÃ�en und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB
von wenigstens 50 bedingen oder bei Behinderungen der unteren GliedmaÃ�en mit
einem GdB von unter 50, die sich besonders ungÃ¼nstig auf die GehfÃ¤higkeit
auswirken, z. B. bei Versteifung des HÃ¼ftgelenks, Versteifung des Knie- oder
FuÃ�gelenks in ungÃ¼nstiger Stellung, arteriellen Verschlusskrankheiten mit einem
GdB von 40. Diese Voraussetzungen sind den vorhandenen medizinischen
Unterlagen nicht zu entnehmen. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige B hat im
Bereich der unteren LendenwirbelsÃ¤ule und der unteren ExtremitÃ¤ten allenfalls
geringgradige FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen festgestellt, das Gangbild wurde als
zielgerichtet und raumgreifend beschrieben. Auch Prof. Dr. P hat keine
Behinderungen festgestellt, die sich ungÃ¼nstig auf die FortbewegungsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers auswirken. Er gibt in seinem Gutachten vom 25. Juni 2003 an, das
Gangbild zeige ein leichtes Schonhinken links und sei etwas schwerfÃ¤llig, sonst
jedoch unauffÃ¤llig mit normal raumgreifenden Schritten und physiologischem
Abrollen der FÃ¼Ã�e. Die WegefÃ¤higkeit, also die FÃ¤higkeit viermal tÃ¤glich eine
Strecke von 500 Metern zu FuÃ� zu bewÃ¤ltigen, wurde von ihm als in Ã¼blicher
Weise erhalten beurteilt. Auch die inneren Leiden, hier vor allem das Asthma
bronchiale, haben nicht die AusprÃ¤gung, die eine nachhaltige EinschrÃ¤nkung der
GehfÃ¤higkeit im Sinne der AHP 2004 bedingt, denn es besteht keine dauernde
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion wenigestens mittleren Grades, sondern
lediglich eine leichte LungenfunktionsstÃ¶rung. Gleiches gilt fÃ¼r den Diabetes
mellitus, da dieser nach den Feststellungen Prof. Dr. P nicht mit hÃ¤ufigen
hypoglykÃ¤mischen Schocks verbunden ist.

Auch die EinschÃ¤tzung der Internisten Dr. S und Prof. Dr. M die GehfÃ¤higkeit sei
auf unter 2.000 Meter eingeschrÃ¤nkt, rechtfertigt keine abweichende Beurteilung,
zumal der Urologe Dr. W, der Neurologe und Psychiater Dr. F und der Chirurg Dr. M
nicht von einer EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit auf unter 2.000 Meter ausgehen.
Dies gilt letztlich auch fÃ¼r die Angabe des OrthopÃ¤den Dr. D, der KlÃ¤ger kÃ¶nne
nicht mehr 2000 Meter in 15 Minuten zurÃ¼cklegen, denn damit bestÃ¤tigt er dem
KlÃ¤ger das GehleistungsvermÃ¶gen eines DauerlÃ¤ufers.

Die Berufung war nach alldem zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten ergibt sich aus Â§ 193 SGG.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.10.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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